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Ausgangslage 

Bei der Gleichstellung von Frauen und Männer hat sich in den letzten Jahrzehnten einiges 
getan, jedoch steht der Kanton Luzern noch nicht da wo er sein sollte Die Grüne Fraktion 
hat sich in jeder Legislatur, mit Vorstössen  engagiert die rechtliche und tatsächliche 
Gleichstellung im Kanton voranzutreiben und sich für die Beseitigung jeglicher Form von 
direkter und indirekter Diskriminierung – insbesondere im Erwerbsleben-  
eingesetzt.Immerhin konnte in der Zwischenzeit erreicht werden, dass die Frauenförderung 
in der kantonalen Verwaltung sehr ernst genommen wird und der Frauenanteil im Kader 
kontinuierlich leicht ansteigt. Die Lohnschere bei den privaten Unternehmen bewegt sich 
im schweizerischen Durchschnitt. In Zeiten der knappen Kassen, wie sie der Kanton 
Luzern im Moment durchlebt, ist jedoch die Gefahr sehr gross, dass in jenen Bereichen, 
die Frauen besonders betreffen, am meisten gespart wird. 

 

Die Grünen legen Wert auf _ 

_ eine geschlechtergerechte Gesellschaft, in der sich die Individuen nach ihren Bedürfnissen 
und Fähigkeiten entfalten können und der biologische Unterschied keine Rolle mehr spielt. 
_ die Wahlfreiheit des Lebensmodels und die Wertschätzung unterschiedlicher weiblicher und 
männlicher Lebensentwürfe. 
_ eine Welt, in der Ingenieurinnen wirken, welche ressourcensparende Produkte erfinden und 
in der junge Frauen Informatik studieren und junge Männer sich für den Primarlehrerberuf 
entscheiden und Eltern selbstverständlich den Elternschaftsurlaub beziehen. 
_ die Vereinbarkeit von Familie und Beruf. Nicht nur das Recht der Mütter auf gerechte 
Teilhabe im Erwerbsleben ist durchzusetzen, sondern auch das Recht der Männer auf Familie 
ist ernst zu nehmen. 
 

Wir fordern _ 

_ fortschrittliche Arbeitsbedingungen in der kantonalen Verwaltung ein, wie den rechtlichen 
Anspruch auf die Reduktion des Arbeitspensums bei einer Geburt oder Adoption eines Kindes. 
Der Kanton soll Vorbild sein für die Privatwirtschaft für einen verlängerten Elternschaftsurlaub. 
_ familienbewusste Arbeitszeitmodelle in Staat und Wirtschaft, damit Frauen und Männer ihre 
Ansprüche im beruflichen und familiären Leben verwirklichen können. 
_ eine Quotierung von Beratungsgremien und Kommissionen nach Geschlechtern, behinderten, 
jungen und alten Personen. 
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Ausgangslage 

Die Einkommensschere geht auseinander: Die Löhne der gutverdienenden LuzernerInnen sind 
um über 25% gestiegen, die Situation der einkommensschwächsten Haushalte hat sich weiter 
verschlechtert. Alleinerziehende, kinderreiche Familien, Personen mit geringem Bildungsniveau 

und ausländische Personen leben überdurchschnittlich oft unter der Armutsgrenze. Seit Jahren 

schon stehen besonders die Sozialleistungen unter Dauerbeschuss und die Existenzsicherung 

wurde für bestimmte Personen bereits gekürzt. 
Die Situation auf dem Wohnungsmarkt ist alles andere als entspannt und die allgemeine 

Senkung der Mietpreise finden in der Realität nicht statt. Tatsächlich sind nur die Preise der 
neu ausgeschrieben Wohnungen leicht gesunken, diese sind aber in den letzten 10 Jahren um 

30 Prozent gestiegen. Auch wenn keine generelle Wohnungsknappheit besteht, mangelt es 

doch an bezahlbarem und geeignetem Wohnraum für Familien, ältere und behinderte 
Menschen, sowie Personen in Ausbildung. Die vielen Wohnungen, die zurzeit im Kanton 

gebaut werden sind alle im teuren Segment. 

Arbeitnehmende über 50 Jahre sind verstärkt von Arbeitslosigkeit bedroht – so sind im Kanton 

Luzern die Hälfte der Langzeitarbeitslosen 50 Jahre oder älter, denn Arbeitgebende ziehen aus 
Kostengründen jüngere Bewerbende vor. Andererseits fehlen nach wie vor in mehreren 

Gemeinden im Kanton Luzern Kindertagestätten oder Tagesfamilien und damit ein 

bedarfsgerechtes Betreuungsangebot für Vorschulkinder. Die Vereinbarkeit von Familien und 
Beruf und eine frühe Förderung der Vorschulkinder werden damit verunmöglicht. 
 

Die Grünen legen Wert auf _ 

_ eine solidarische Gesellschaft, die sich ihrer sozialen Verantwortung bewusst ist und sich für 
Menschen in einer Notlage verantwortungsvoll einsetzt. 

_ die Sicherung der sozialen Errungenschaften 

_ tragende gegenseitige Beziehungen zwischen verschiedenen Gesellschafts- und 

Lebensformen, zwischen verschiedenen Gruppen und Individuen. 

_ eine Gesellschaft, in der alle einen Platz und die Möglichkeit haben, soziale Kontakte zu 
pflegen. 

_ ein Miteinander, egal ob Alt oder Jung, und das Pflegen eines sorgsamen und respektvollen 

Umgangs mit Anderen. 

_ eine Sozial- und Gesellschaftspolitik, die vorausblickend ist, die Systemfehler behebt und 

deren Massnahmen nachhaltig sind, die Errungenschaften im Sozialbereich schützt und sichert 



_ gerechte Chancen für alle Menschen in unserer Gesellschaft. 
_ die Auseinandersetzung mit verschiedenen Lebenslagen und -räumen ihrer Mitmenschen. 
 

Wir fordern _ 

_ Massnahmen zur Vorbeugung von Armut, zum Beispiel die Teilbevorschussung von 

Kinderalimenten, bezahlbaren und geeigneten Wohnraum für Familien, ältere und behinderte 
Menschen sowie Personen in Ausbildung, Zugang zu einer Kindertagesstätte für alle Kinder, 
die Förderung der Vereinbarkeit von Familie und Beruf und mehr Elternbildung zur Stärkung 
und Unterstützung der Elternkompetenz. 
_ mehr Leistungen der sozialen Sicherung, so dass diese die Teilhabe an der Gesellschaft 

ermöglichen und dazu beitragen soziale Risiken zu mindern. 
_eine umsichtige und kluge Planung im Bereich der Wohnraumpolitik (Raumplanung, 

Wohnbauförderung, Liegenschaften- und Grundstückpolitik, Mietrecht), um die Situation auf 
dem Wohnungsmarkt für alle zu verbessern. 

_ die Ausarbeitung eines Anreizsystems für Arbeitgebende, um Personen über 50 Jahre wieder 
in den Arbeitsprozess zu integrieren. 

_mehr Plattformen, durch die ältere Menschen ihre Erfahrungen weitergeben, sich in 
soziokulturellen Projekten engagieren und damit Alt und Jung voneinander lernen – 

beispielsweise durch intergenerationelle Wohnprojekte in der Stadt und auf dem Land. 



Verkehr  
 

 

Ausgangslage 

Zersiedelung und dadurch längere Wege für Arbeit und Freizeit haben auch im Kanton Luzern 
zu einer Zunahme der Mobilität geführt. Die Stadt konnte die Verkehrszunahme stoppen, auch 
setzt sich der Stadtrat für eine Erhöhung des öV-Anteils ein, doch der Kanton baut das 

Strassennetz weiter aus. Der Kanton verhindert in Ortszentren verkehrsberuhigte Strassen und 

Tempo 30 Zonen.  

Das Agglomerationsprogramm für Luzern setzt auf den Ausbau des Strassennetzes, 
insbesondere durch das bürgerliche Prestigprojekt eines Bypasses. Diese Planung verhindert 

die nötige Neuausrichtung der Verkehrspolitik. Obwohl in der Agglomeration bereits heute zu 

wenig Platz für Velo und Busspuren ist, wird diesen Anliegen auch keine Priorität eingeräumt. 
Das jetzt schon wenig ausgebaute öV-Netz auf dem Land droht durch Budget- Kürzungen 
weiter ausgedünnt zu werden. Für mehr S-Bahn- Verbindungen fehlen die Kapazitäten im 
Bahnhof. Zu viel Geld fliesst gemäss dem Luzerner Strassenbauprogramm in 
überdimensionierte Umfahrungsstrassen und Massnahmen, die weitere Kapazitäten auf den 
Strassen bringen  

 

Die Grünen legen Wert auf _ 

_ die Vermeidung von Verkehr wo immer möglich. 
_ die umweltgerechte Gestaltung des unvermeidbaren Verkehrs: Mobilität soll nicht mit dem 
Auto, sondern zu Fuss, mit dem öffentlichen Verkehr und dem Velo stattfinden. 
_ das Zusammenspiel von Verkehr und Raumplanung: Kurze Wege vermindern Verkehr. Der 

Bau neuer Strassen löst die Probleme nicht – auf kurzfristige Entlastung folgt längerfristig 
meist Mehrverkehr. 

_ die Senkung des Energieverbrauchs im Verkehr und den optimalen Einsatz der 

Fortbewegungsmittel. 

_ die Förderung des Aktivverkehrs (Fuss- und Veloverkehr): Sie verbrauchen wenig Platz, und 

belasten die Umwelt kaum. Sowie die Förderung von Carsharing 

_ den Einbezug externer (Umwelt-)Kosten in die Kostenrechnung der Verkehrsträger. 
 

Wir fordern _ 

_ eine kantonale Raumplanung, die darauf ausgerichtet ist, Mehrverkehr gar nicht erst 

entstehen zu lassen. Die Richtplanung muss konsequent dem neuen Raumplanungsgesetz 



angepasst werden. 

_ eine Neuausrichtung der kantonalen Verkehrspolitik ohne die Megaprojekte Bypass, Spange 

Nord, sowie weitere grosse Strassenprojekte auf der Landschaft. 

_ die nahtlose Weiterführung der Planung und allfällige Vorfinanzierung zur Verwirklichung des 

Durchgangsbahnhofs. Erst dieser Ausbau des Bahnhofs ermöglicht den Aufbau eines 
angemessenen S-Bahn-Netzes. 

_ ein optimiertes öV-Fahrplanangebot und neue Linien, so dass der öV in der Lage ist, 
mindestens den zusätzlichen Verkehr vollumfänglich aufzufangen. In Stadt und Agglomeration 
entstehen Busspuren und Pförtneranlagen wo notwendig, damit die Busse zügig 
vorankommen. Für die Randregionen stellt der Kanton die nötigen finanziellen Ressourcen zur 
Verfügung, um das öV-Angebot zu verbessern. 

_ die konsequente Förderung von Fuss- und Veloverkehr, zum Beispiel mit autofreien Zonen, 

durchgängigen Radwegen, der flächendeckenden Einführung von Langsam- und Mischverkehr 

innerorts und Tempo-30-Zonen auf Durchgangsstrassen innerorts. 



 

  

 

 



 

 

 

 

 


